
13Schweiz Die BotschaftMittwoch, 17. Januar 2024

Panorama erhält neuen Stoffhimmel
Die Stiftung Bourbaki Panorama Luzern hat am Dienstag zur Begutachtung des aktuellen Stands  
des laufenden Restaurierungsprojekts geladen.

Für 800 000 Franken wird unter anderem 
der aus Stoff bestehende Optische Appa-
rat des Panoramagemäldes ersetzt. Die-
ser setzt sich aus einem Baldachin, einem 
Velum und mehreren Sonnensegeln zu-
sammen, wie Irène Cramm, Museumslei-
terin und Geschäftsleitungsmitglied Stif-
tung Bourbaki Panorama Luzern an der 
Medienbesichtigung sagte. Erst durch 
den optischen Apparat erhalte das Ge-
mälde seine dreidimensionale Wirkung. 

1600 Quadratmeter Stoff
Durch Industriekletterer werden bis 
zur Wiedereröffnung am 16. Februar 
1600 Quadratmeter Stoff mit einem Ge-
wicht von 200 Kilogramm montiert. Der 
Stoff ist laut Cramm feuerfest, lichtschüt-
zend und sehr leicht. Denn auch das Dach 
des Bourbaki stehe unter Denkmalschutz 
und dürfe nicht zu stark belastet wer-
den. Aktuell wird der alte Stoffhimmel 
durch die Kletterer abmontiert, und es 
wird eine Vorhangschiene für das neue 
Velum angebracht. «Zu einem späteren 
Zeitpunkt kann es so einfacher ausge-
wechselt werden», erklärte Cramm. Die 
Funktion des Velums ist es, das von aus-
sen eindringende Licht diffus auf das 
Gemälde zurückzuwerfen. Die Restau-
rierung sei aufgrund der Abnutzungser-
scheinungen des Optischen Apparats nö-
tig geworden. Das einst weisse Velum sei 
vergilbt und ein Wasserleck im Dach vor 
20 Jahren habe Flecken auf dem dunkel-
grauen Baldachin hinterlassen. 

Investitionen von 800 000 Franken
Neben dem Optischen Apparat wird auch 
die Aussichtsplattform mit ihren Sitzbän-
ken, Metallgeländern sowie die Bildbe-

leuchtung erneuert. Weiter wird der 
Kronleuchter über der Plattform durch 
eine LED-Konstruktion ausgetauscht.

Die Investitionskosten belaufen sich 
auf über 800 000 Franken. Finanziert wird 
das Projekt durch die Bauherrin Stiftung 

Bourbaki, den Förderverein Bourbaki 
Panorama sowie durch Gelder der kan-
tonalen Denkmalpflege und des Bundes. 
Ebenfalls wird ein Teil über Fundraising, 
Drittmittelbeschaffung, die öffentliche 
Hand und Förderstiftungen beigetragen.

Das Panoramagemälde erinnert an 
die Internierung von 87 000 französi-
schen Soldaten, welche im Winter 1871 
in der Schweiz Zuflucht fanden. Gemalt 
wurde es 1881 von Edouard Castres in 
Genf.

Die menschengrossen Figuren des Bourbaki Panoramas sind während der Restaurierungsarbeiten mit Plastik abgedeckt.

Preise für Autos 
auf Rekordniveau
Die Preise für Autos sind im letzten 
Jahr erneut deutlich gestiegen. Wer 
im letzten Jahr ein Auto kaufen woll-
te, hatte zwar eine grössere Auswahl, 
musste aber auch tiefer in die Ta-
sche greifen. Gemäss einer Auswer-
tung von AutoScout24 erreichten die 
Preise für Neuwagen und Occasionen 
2023 ein Rekordniveau. Konkret kos-
tete ein auf der Plattform inserierter 
Neuwagen im Vergleich zu 2022 fünf 
Prozent mehr und ein Gebrauchter 
vier Prozent. Durchschnittlich muss-
ten für einen Neuwagen demnach 
rund 60 600 Franken auf den Tisch ge-
legt werden. Eine Occasion war im-
merhin bereits für rund 37 000 Fran-
ken im Schnitt zu haben. Eingeteilt 
in Antriebsart wurden als Neuwagen 
vor allem Benziner (+12%) und voll-
elektrische Fahrzeuge (+10%) gegen-
über 2022 spürbar teurer. Gebrauch-
te Elektroautos kosteten hingegen im 
Schnitt 54 000 Franken oder zwei Pro-
zent weniger.

Getrieben wurden die Preise in 
den letzten Jahren auch durch ein 
knapperes Angebot. Die Situation 
scheint sich aber nun etwas zu ent-
spannen. Der Online-Marktplatz 
verzeichnete den Angaben nach 2023 
insgesamt neun Prozent mehr Fahr-
zeuginserate als im Vorjahr. Jedoch 
legten dabei vor allem die eher teu-
reren, voll elektrisch angetriebenen 
Neuwagen mit einem Plus von fast 
60 Prozent zu. Grundsätzlich rech-
nen die Plattformbetreiber aufgrund 
der grösseren Auswahl mit einer Ent-
spannung der Preise «in den kom-
menden Monaten».

Swisscom spannt bei KI 
mit Nvidia zusammen
Die Swisscom spannt bei der Künstlichen 
Intelligenz (KI) mit dem US-Computer-
ausrüster Nvidia zusammen. Der gröss-
te Schweizer Telekomkonzern will in 
den kommenden Jahren bis zu 100 Mil-
lionen Franken in KI-Lösungen inves-
tieren. Durch die Zusammenarbeit mit 
Nvidia sollen Full-Stack-Supercompu-
ter mit generativer KI (GenKI) in der 
Schweiz realisiert werden, gab die Swiss-
com am Dienstag am Rande des Welt-
wirtschaftsforums WEF in Davos im dor-
tigen «AI House» bekannt: «Die Gen-
KI-Supercomputer werden basierend auf 
den Nvidia-Lösungen für beschleunigtes 
Computing und der Software-Plattform 
Nvidia AI Enterprise entwickelt.»

Durch die Kooperation mit dem US-
Konzern will die Swisscom standardisier-
te, massgeschneiderte und neue KI-An-
wendungsfälle gemeinsam mit Kunden 
entwickeln sowie auch intern nutzen. «In 
einem ersten Schritt schaffen wir eine 
leistungsstarke Infrastruktur, auf deren 
Grundlage wir vertrauenswürdige Diens-
te entwickeln werden», erklärte Swiss-
com-Chef Christoph Aeschlimann.

Durch die Kooperation werde die 
Swiss com nun auch zum Wiederverkäufer 
der Nvidia-Technologien einschliesslich 
der DGX-Plattform und der Grafikkarten 
(GPU) des US-Konzerns. Auch in Italien 
sollen KI-Lösungen auf Grundlage von 
Nvidia-Technologien angeboten werden.

Umfrage zeigt Mehrheit 
für 13. AHV-Rente
Wäre vergangene Woche über die Initia-
tive für eine 13. AHV-Rente abgestimmt 
worden, hätten 71 Prozent das Volksbe-
gehren angenommen. Dies ist das Ergeb-
nis der ersten Umfrage im Auftrag von 
Tamedia und «20 Minuten» zu den Ab-
stimmungen am 3. März. Bemerkenswert 
bei der grossen Zustimmung zur Initia-
tive für eine 13. AHV-Rente sei die fort-
geschrittene Meinungsbildung, schrieben 
die Autoren der Studie am Mittwoch. 
Dies lasse sich am geringen Anteil an 
«Eher ja»-Antworten und am sehr tie-
fen Anteil an Unentschlossenen ablesen.

Die Renteninitiative der Jungfreisin-
nigen wäre gemäss der Erhebung mit 
61 Prozent Nein-Stimmen abgelehnt 
worden. Einzig die FDP-Basis unterstüt-
ze das Anliegen ihrer Jungpartei, wenn 
auch nicht deutlich mit 56 Prozent Ja-An-
teil, hiess es. SP, Grüne, SVP und Mitte 
sprechen sich klar gegen Erhöhung des 
Rentenalters aus. Die GLP sei gespalten.

Für die Umfrage befragte das For-
schungsinstitut Leewas am 10. und 11. Ja-
nuar online 23 614 Menschen in der gan-
zen Schweiz. Der Stichprobenfehler liegt 
bei +/-1,1 Prozentpunkten.

Schweiz empfängt Chinas Premier
Beim ersten hochrangigen Treffen seit der Covid19Pandemie haben die Schweiz und China  
eine Erklärung zum Freihandelsabkommen zwischen den beiden Ländern unterzeichnet.

Besprochen wurden die laut einer Mit-
teilung von Amherds Verteidigungsde-
partement «tiefen und vielfältigen bila-
teralen Beziehungen» der beiden Län-
der. Auch Fragen der internationalen 
Aktua lität wurden angesprochen. China 
und die Schweiz pflegen seit 1950 diplo-
matische Beziehungen.

Zur von Li Qiang geleiteten chinesi-
schen Delegation zählten Handelsminis-
ter Wang Wentao, Pan Gongsheng, Gou-
verneur der Zentralbank sowie hoch-
rangige Vertreter mehrerer Ministerien. 
Einer von ihnen war der stellvertretende 
Aussenminister Ma Zhaoxu. 

Freihandelsabkommen modernisieren
Zur von Amherd angeführten Schweizer 
Deputation gehörte Wirtschaftsminister 
Guy Parmelin. Nach dem Austausch der 
Delegationen auf dem Landsitz Lohn in 
Kehrsatz bei Bern wurde eine gemeinsa-
me Erklärung zum Freihandelsabkom-
men unterzeichnet, auf Schweizer Seite 
von Parmelin.

Das Dokument hält fest, dass eine 2017 
lancierte, gemeinsame Studie zur Weiter-
entwicklung des Freihandelsabkommens 
Schweiz-China abgeschlossen werden 
konnte. Dies bedeutet gemäss der Mittei-
lung des Eidgenössischen Departementes 
für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und 
Sport (VBS) vom Montag einen wichti-
gen Schritt im Hinblick auf die Aufnahme 
möglicher Verhandlungen.

In der Schweiz-China-Strategie des 
Bundesrates für 2021 bis 2024 heisst es 
zum seit 2014 geltenden Freihandelsab-
kommen, dieses solle modernisiert wer-
den. Die Rede ist von einem verbesserten 
Marktzugang im Bereich Warenverkehr 
und für Schweizer Dienstleister – inklusi-
ve Finanzinstitute – sowie von einer Op-
timierung der Zollprozesse. 

Dialoge wieder aufnehmen
Seit 2010 ist China wichtigster Handels-
partner der Schweiz in Asien und nach 
der EU und den USA weltweit drittwich-
tigster Schweizer Handelspartner. Nach 

der Pandemie wollen beide Seiten ihre 
hochrangigen Dialoge wieder aufneh-
men, unter anderem der Aussenministe-
rien, wie es in der Mitteilung hiess.

Aufgegriffen werden sollen die The-
men Entwicklungszusammenarbeit, Me-
diation und Menschenrechte. Bilaterale 
Dialoge gibt es aber auch über Wissen-
schaft, Migration, Arbeit und Beschäf-
tigung, geistiges Eigentum, Gesundheit 
und Umwelt. Auch in den Bereichen 
Wirtschaft und Finanzen werden die Di-
aloge nach dem pandemiebedingten Un-
terbruch wieder aufgenommen.

Ein Gesprächsthema war auch das 
Reisen ohne Visum: Es ging um die Fra-
ge, ob China die Schweiz auf die Liste je-
ner Länder setzt, deren Bewohnerinnen 
und Bewohner ohne Visum bis zu 15 Tage 
lang nach China einreisen können. Für 
die Einreise in die Schweiz brauchen 
Chinesinnen und Chinesen ein Schen-
gen-Visum.

Die französische Nachrichtenagen-
tur AFP zitierte Angaben der chine-

sischen Agentur Xinhua, wonach die 
Schweiz ihrerseits für Chinesinnen 
und Chinesen Visa-Erleichterungen 
gewähren müsste und ebenso für chi-
nesische Firmen, die in der Schweiz in-
vestierten. 

Chinesisch-europäischer Cyberdialog
Thema war zudem der chinesisch-euro-
päische Cyberdialog – auch die Schweiz 
ist beteiligt. Für die Schweizer Seite 
sei die multilaterale Zusammenarbeit 
mit China und anderen internationa-
len Partnern wichtig, um Stabilität und 
Sicherheit im Cyberraum zu fördern, 
schrieb dazu das VBS. Die Schweiz 
pocht allerdings auf die Achtung der 
Grundfreiheiten.

Ebenso sprachen die Delegationen 
über länderübergreifende Themen, un-
ter anderem den Angriff Russlands auf 
die Ukraine im Februar 2022, die Lage 
in Ostasien, die Bekämpfung des Klima-
wandels und die Ergebnisse der Uno-Kli-
makonferenz in Dubai.

Gedenkanlass zu Pogrom von 1349
In Anwesenheit der Basler 
Regierung und hoher Vertreter 
der christlichen Landeskirchen 
haben die jüdischen 
Gemeinschaften des Basler 
Pogroms von 1349 gedacht.

Der Gedenkanlass im Basler Rathaus 
zum 675. Jahrestag des Massenmords an 
Jüdinnen und Juden war von der Israe-
litischen Gemeinde Basel, der Liberalen 
Jüdischen Gemeinde Migwan, dem Zent-
rum für Jüdische Studien der Universität 
Basel und dem Jüdischen Museum in Zu-
sammenarbeit mit dem Präsidialdepar-
tement Basel-Stadt organisiert worden.

Basel sehe sich in einer besonderen 
Verantwortung, sagte der interimistische 
Regierungspräsident Lukas Engelberger 
(Mitte) in seiner Ansprache. Dies, weil 

als gesichert gelte, dass der Basler Rat 
von damals zum Massenmord aufgeru-
fen hatte. Die Regierung sei daran, ein 
öffentliches Erinnerungszeichen zu ins-
tallieren. Es werde ein Wettbewerb dafür 
ausgeschrieben, der noch in diesem Jahr 
ausgewertet werden soll.

In weiteren Reden wurde aber wieder-
holt betont, dass es wichtig sei, vor Augen 
zu führen, dass das Judentum nicht ein Ka-
pitel der Geschichte sei, sondern Teil der 
aktuell existierenden Gesellschaft. Beson-
ders eindrücklich legte dies die junge Ver-
treterin der liberalen jüdischen Gemein-
de Migwan, Anne Sophie Grosz, dar, die 
in einer Kurzgeschichte den Bogen vom 
Pogrom von damals zum selbstverständli-
chen jüdischen Alltag von heute spannte. 

Hamas-Pogrom vom Oktober vor Augen
Der Basler Bischof Felix Gmür sagte, dass 
man des Pogroms vor 675 Jahren nicht 
gedenken könne, ohne das Massaker der 

palästinensischen Hamas in Israel vom 
7. Oktober vergangenen Jahres vor Au-
gen zu haben. Die lange zeitliche Distanz 
zum schrecklichen Ereignis im Jahr 1349 
könne die Augen nicht vor der Tatsache 
verschliessen, dass Antijudaismus und 
Antisemitismus auch heute sehr präsent 
sei – auch in kirchlichen Kreisen.

Einmal mehr werde das Täter-Opfer-
Schema umgekehrt, wie das im Umgang 
der Mehrheit mit den Jüdinnen und Ju-
den so oft geschehen sei und noch immer 
geschehe, sagte Lukas Kundert, Präsident 
der Evangelisch-reformierten Kirche Ba-
sel-Stadt. Zusammen mit Gmür rief er zur 
Allianz der Menschlichkeit und Solidari-
tät mit den jüdischen Mitmenschen auf. 

Hunderte von Jüdinnen und Juden 
verbrannt
Am 16. Januar 1349 waren auf einer In-
sel im Rhein die meisten Mitglieder der 
mittelalterlichen jüdischen Gemeinde 

von Basel verbrannt worden. Verschie-
dene Quellen gehen von knapp hun-
dert bis mehreren Hundert Menschen 
aus, die zum Opfer des Massenmordes 
wurden, zu dem der Basler Rat aufge-
rufen hatte und an dem sich die nicht-
jüdischen Bürgerinnen und Bürger zur 
anarchischen Fasnachtszeit aktiv betei-
ligt hatten.

Grund für den barbarischen Akt war 
die Schuldzuweisung an die Jüdinnen 
und Juden, für die grassierende Pest-
epidemie verantwortlich zu sein. Sie 
wurden vielerorts in Europa als Brun-
nenvergifter gebrandmarkt. In Basel 
wurden die Jüdinnen und Juden sogar 
präventiv getötet, also bevor die Pest 
die Stadt erreicht hatte. Ein Motiv des 
Mobs soll die Absicht gewesen sein, mit 
dem Massenmord Gläubiger loszuwer-
den. Ein Teil des städtischen Bürger-
tums war nämlich bei den Juden ver-
schuldet.
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